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I. Strafsenat 

In der Sache 

betreffend die Auslieferung des syrischen und deutschen Staatsangehörigen 

Marnoun D a r k a z a n l i ,  
geboren arn 4. August 1958 in DarnaskuslSyrien 

zuletzt wohnhaft: Uhlenhorster Weg 34,22085 Hamburg 
zur Zeit: Untersuchungshaftanstalt Hamburg 

Beistände: a) Rechtsanwältin GUI Pinar. GK 77 

b) Rechtsanwalt Michael Rocenthal, 
Bisrnarckstraße 61,761 33 Karlsruhe 

hat der I .  Strafsenat des Hanseatischen Oberlandesgerichts Hamburg 
am 23. November 2004 durch 

den Vorsitzenden Richter 
arn Oberlandesgericht 

den Richter 
am Oberlandesgericht 

den Richter 
arn Amtsgericht 

Dr. Schudt 

Stephani 

Rußer 

b e s c h l o s s e n :  
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Die Auslieferung des Verfolgten Darkazanli an die Regierung des 
Ktinigreichs Spanien zur Strafverfolgung wegen der in dem Europäi- 
schen Haftbefehl des Zentralen Untersuchungsgerichts Nr. 5 in Mad- 
nd vom 16. September 2004 (Aktenzeichen 35/01 - E) bezeichneten 
Straftat ist zulassig. 

G r ü n d e :  

Die Auslieferung des Verfolgten an das Königreich Spanien ist zulässig. 

1. 

Ein Ersuchen der spanischen Justizbehörden um Auslieferung des Verfolgten (3 2 

Abc. 1 i.V.m. §§ 1 Abs. 4, 78, 79, 80 ff. IRG) liegt in Form des - auch in deutscher 

Sprache übermittelten - Europäischen Haftbefehls vom 16. September 2004 vor. 

Entgegen den Ausftihrungen des Beistands Rechtsanwalt Rosenthal in seinem 

Schriftsatz vom 19. November 2004 (unter 1.) bedarf es keines weiteren spanischen 

Rechtshitieersuchens. Gemäß Art. 1 Abs. I des Rahmenbeschlusses des Rates vom 

13. Juni 2002 über den Europäischen Haftbefehl und die Übergabeveriahren mi- 

schen den Mitgliedstaaten (RbEuHb) handelt es sich bei dem Europäischen Haffbe- 

fehl um eine justizielle Entscheidung. die in einem Mitgliedstaat ergangen ist und die 

die Festnahme und Übergabe einer gesuchten Person durch einen anderen Mitglied- 

staat (u.a.) zur Strafverfolgung bezweckt. Er steht einem Auslieferungsersuchen 

gleich und ersetzt es (OLG Stuttgart in NJW 2004, 3437, 3438). Der Europäische 

Haftbefehl dient der Vereinfachung und Beschleunigung des Verfahrens. Durch ihn 

wird die herkömmliche Auslieferung zwischen den Mitgliedstaaten abgeschafft und 

durch ein System der ubergabe zwischen JustizbehZIrden ersetzt (Erwägungsgrund 

5 zum RbEuHb), so daß es keiner diplomatischen oder ministeriellen Ersuchen der 

Mitgliedstaaten um Auslieferung mehr bedarf (OLG Stuttgart, a.a.0~). Dies hat der 

deutsche Gesetzgeber durch das Europäische Haftbefehlsgesetz vom 21. Juli 2004 

(EuHbG) in innerstaatliches Recht umgesetzt. Aus der Bundestagsdrucksache 
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1511718, S. 10 ergibt sich, da& das gesamte Fahndungs- und Ausliefe~ngsverfahren 

nunmehr „auf der Grundlage eines einzigen Formulars, der irn Anhang zum RbEuHb 

wiedergegebenen Bescheinigung, durchgeführt werden" soll. Damit ist der Europäi- 

sche Haftbefehl gemeint. Weitere formelle Ersuchen sind nicht mehr erforderlich. 

Der Umstand, da13 die Generalstaatsanwaltschafi Hamburg, nachdem das ursprllng- 

Iiche Auslieferungsersuchen aufgrund des Internationalen Haftbefehls vom 19. Sep- 

tember 2003 (35101 - E), das sich gegen denselben Verfolgten richtete und den 

nämlichen Tatvorwurf betraf. zun8chst mit dem Vermerk abgeschlossen worden war, 

eine Auslieferung komme wegen der deutschen Staatsangehörigkeit des Mamoun 

Darkazanli (aufgrund der damaligen Rechtslage <Art. 16 Abs. 2 a.F GG, Art. 6 EuAl 

ubk>) nicht in Betracht, das Verfahren am 14. September 2004 - nach lnkrafttreten 

des EuHbG - wieder aufgenommen hat. ohne daß zu jenem Zeitpunkt ein neues 

Rechtshilfeersuchen eingegangen wäre. steht der Auslieferung nicht entgegen. Von 

einer aufgedrängten Rechtshilfe - so der Beistand in seinem Schriffsatz vom 19. No- 

vember 2004 (unter 1.1 .) - kann keine Rede sein. Die Ausschreibung im Schengener 

Infomationssystem um Festnahme des Darkazanli zwecks Auslieferung zur Strafver- 

folgung nach Spanien aufgrund des Haftbefehls des Untersuchungsrichters Nr. 5 bei 

dem Nationalen Gerichtshof in Madrid vom 19. September 2003 (Az.: 35/01 - E) be- 

stand zum Zeitpunkt der Wiederaufnahme noch fort (BI. 94 d.A). Eine abschließende 

rechtskräftige (negative) Entscheidung llber die Zulässigkeit der Ausliefemng, die ein 

neues Auslieferungsersuchen erforderte, ist bisher nicht ergangen. Der Senat war 

vor der Wiederaufnahme des Verfahrens noch nicht mit dieser Auslieferungssache 

befaßt. DaR die spanischen Justizbehorden weiterhin die Auslieferung des Verfolgten 

Darkazanli erstreben, ohne daß sie ihr Ersuchen jemals zwischenzeitlich turückge- 

nommen hätten, ergibt sich daraus, daß sie mit Erlaß des Europäischen Haftbefehls 

vom 16. September 2004 - unter demselben Aktenzeichen (3512001 - E) wie zuvor - 

um die Festnahme und Auslieferung des Verfolgten bitten. Es kann letztlich dahin- 

stehen, ob das alte Auslieferungsverfahren durch die Wiederaufnahme fortgesetzt 
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werden konnte oder ob -wie der Verfolgte meint - ein neues Ersuchen gestellt wer- 

den mußte. Denn jedenfalls stelit der nunmehr übersandte Europäische Haftbefehl - 
wie bereits ausgeführt - ein solches Auslieferungsersuchen dar. 

Wie der Senat schon in seinem Beschluß vom 5. November 2004 dargelegt hat, lei- 

det das Auslieferungsersuchen entgegen den Ausführungen der zum Beistand ge- 

wählten Rechtsanwsltin Pinar in ihrem Schriftsatz vom 31. Oktober 2004 an keinem 

zu seiner Unwirksamkeit führenden formalen Mangel. 

Zwar soll nach 3 83a Abs. 1 Nr. 1 IRG neben der Identität des Verfolgten auch des- 

sen Staatsangehörigkeit angegeben werden, die sich allerdings dem Europäischen 

Haftbefehl vom 16. September 2004 nicht entnehmen IäEt. Hierbei handelt es sich 

indes um eine bloße .Sollu-Vorschrift. deren Verletzung demzufolge nicht zwingend 

der beantragten Auslieferung entgegensteht. Im vorliegenden Fall bedarf es der aus- 

drkklichen Mitteilung der Staatsangehörigkeit ausnahmsweise nicht. Diese ergibt 

sich nämlich bereits aus Ziffer 13 der vom 23. September 2003 stammenden Aus- 

schreibung irn Schengener Informationssystem, die nach 5 83 a Abs. 2 IRG als Eu- 

ropäischer Haftbefehl gilt. Darin ist die (syrische) Staatsangehörigkeit angegeben. 

Außerdem war den spanischen Behörden auf ihr den Verfolgten Darkazanli betref- 

fendes ~uslieferungsersuchen vom 23. September 2003 mitgeteilt worden, daß Dar- 

kazanli neben der syrischen auch die deutsche Staatsangehörigkeit besitze und des- 

halb eine Auslieferung - nach dem damals geltenden Recht - nicht in Betracht kom- 

me. Eine nochmalige Mitteilung der den deutschen Behörden bereits bekannten 

Staatsangehörigkeit des Verfolgten durch den ersuchenden Staat war deshalb ent- 

behrlich. Dem Verfolgten droht wegen der fehlenden Angabe seiner deutschen 

Staatsbllrgerschafl im Europäischen Haftbefehl auch kein Nachteil. Denn diese steht 

nach den durchgeführten Ermittlungen zweifelsfrei fest, so daß die zum Schutze ei- 

nes deutschen Staatsangehörigen aufgestellten zus3tzlichen besonderen Zulässig- 

keitsvoraussetzungen des § 80 IRG hier eingreifen. 
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Entgegen den Ausführungen des Beistands im Schriftsatz vom 21. Oktober 2004 (un- 

ter Ziff. 1. 2.) sind in dem Europäischen Haftbefehl vom 16. September 2004 nicht nur 

die spanischen Strafvorschriften (Art. 515.2 und Art. 516.2 des spanischen StGB), 

sondern - unter Buchstabe e) - auch Art und rechtliche Würdigung der Straftat (Mit- 

gliedschaft in einer terroristischen Organisation) sowie die Handlungen des Verfolg- 

ten, die diesen Tatbestand nach Auffassung des spanischen ~er ichtc emllen, ange- 

geben worden. 

Die Einwendung des Verfolgten (unter Zi. 1. 3. des zuletzt genannten ~chriftsatzes), 

er sei nicht ordnungsgembß Llber einen versäumten Gerichtstermin unterrichtet wor- 

den, ist unerheblich, weil hier nicht um eine Auslieferung zur Strafvollstreckung auf- 

grund eines in Abwesenheit des Verfolgten ergangenen Urteils ersucht wird. Viel- 

mehr soll der Verfolgte zwecks Strafverfolgung ausgeliefert werden. 

2. 

Auch die materiellen Voraussetrungen für die Auslieferung sind erfüllt 

Da keine Auslieferungshindernisse bestehen, ist dem zulässigen Ersuchen nach § 79 

I RG stattzugeben. 

Die beiderseitige Strafbarkeit irn ersuchenden und im ersuchten Staat ist nach § 81 

Abs. I Nr. 4 IRG nicht zu prüfen, wenn - wie hier - die dem Ersuchen zugrundelie- 

gende Tat nach dem Recht des ersuchenden Staates eine Strafbestimmung verletzt 

(vorliegend: Art. 515.2 und 516.2 des spanischen StGB), die den in Art. 2 Abc. 2 des 

Rahrnenbeschlusses des Rates vom 13. Juni 2002 über den Europäischen Haftbe- 

fehl und die Übergabeverfahren zwischen den Mitgliedstaaten in Bezuggenornme- 

nen Deliktsgnippen (hier: Beteiligung an einer kriminellen Vereinigung und Terroris- 
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mus) zugehörig ist. Auf eine Strafoarkeit des Verfolgten nach deutschem Recht 

kommt es danach nicht an. 

Die Zulässigkeitsvoraussetrung des 5 81 Nr. I IRG ist ebenfalls erfüllt; denn nach 

dem Recht des ersuchenden Mitgliedstaates ist die Tat mit einer Freiheitsstrafe im 

Höchstmaß von mindestens zwBlf Monaten, nämlich mit Freiheitsstrafe bis zu man- 

zig Jahren (Buchstabe C Nr. 1 des Europaischen Haftbefehls), bedroht. 

Der Auslieferung steht auch nicht die Vorschrift des 5 80 Abc. 1 IRG entgegen, der- 

zufolge die Auslieferung eines Deutschen zum Zwecke der Strafverfolgung nur zu- 

lässig ist, wenn gesichert ist, daß der ersuchende Mitgliedstaat nach Verhangung ei- 

ner rechtskräftigen Freiheitsstrafe oder sonstigen Sanktion anbieten wird, den Ver- 

folgten auf seinen Wunsch zur Vollstreckung in den Geltungsbereich dieses Geset- 

zes zurückzuüberstellen. Eine entsprechende Erklarung liegt vor. Auf die an das Ju- 

stizrninisterium in Madrid gerichtete Anfrage der Justizbehörde der Freien und Han- 

sestadt Hamburg vom 19. Oktober 2004 hat der mit der Beantwortung dieses Schrei- 

bens beauftragte spanische Richter am 29. Oktober 2004 erklärt, es gebe im Falle 

der Verurteilung des Verfolgten keine Einwände gegen eine Verbüßung der Frei- 

heitsstrafe in Deutschland, falls der Verfolgte dies wünschen sollte. Dies reicht aus. 

Anhaltspunkte dafür, daß die Regierung des KBnigreichs Spanien Art. 5 Nr. 3 des 

Rahmenbeschlusses des Rates über den Europäischen Haftbefehl vom 13. Juni 

2002, der die Rück[lberstellung betrifft, trotz dieser abgegebenen Erklärung rnißach- 

ten wird. sind nicht ersichtlich. 

Die Einwendung des Beistands Rechtsanwalt Rosenthal in seinem Schriftsatz vom 

19. November 2004 (unter Ziff. V.), die Rückllberstellung des Verfolgten zur Straf- 

vollstreckung in die. Bundesrepublik Deutschland verstieße gegen den ordre public, 

ist unzutreffend. Sollte der Verfolgte in Spanien wegen des dem Haftbefehl ZUgninde 

liegenden Tatvorwurfs zu einer zu verbüßenden Freiheitsstrafe verurteilt werden, so 
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würde durch die Vorschrift des g 80 Abs. 1 IRG nicht nachteilig in seine Rechte ein- 

gegriffen werden. Ihm wird durch diese Regelung nur die Wahlrnöglichkeit einge- 

räumt, die verhängte Strafe statt in Spanien auf eigenen Wunsch in Deutschland 

verbüRen zu können. Der Gesichtspunkt der Möglichkeit der Rücküberstellung zur 

Strafverblißung im Inland macht die ubergabe des Verfolgten nicht unzulässig. Die 

Auffassung des Beistands, die Vollstreckung einer in Spanien gegen den Verfolgten 

verhängten Freiheitsstrafe in Deutschland verstoße gegen den ordre public, beruht 

ausschließlich auf der vom Senat nicht geteilten Prämisse, daR schon die Ausliefe- 

rung unzulässig sei, weil hier ein deutscher Staatsangehöriger wegen ausschlieRlich 

in Deutschland begangener Handlungen, die zur Tatzeit im Inland nicht strafbar wa- 

ren, nach Spanien überstellt werden soll. Das aber ist hier nicht der Fall. Nach dem 

im Haftbefehl geschilderten Sachverhalt, dessen Grundlage zu überprüfen der Senat 

keinen AnlaR hat (§ 10 Abs. 2 IRG), soll der Verfolgte die terroristische Vereinigung 

u.a. auch im Kosovo unterstützt und zum Zwecke der FCjrderdung dieser Organisati- 

on bei seinen Aufenthalten (ua )  in Madrid und Granada persönlich Verbindung zu 

Mitgliedern der Al Qaida-Zelle in Spanien gehalten haben. 

Soweit der Verfolgte einwendet, daß die Straflosigkeit seines Verhaltens in Deutsch- 

land zur Tatzeit wegen seiner deutschen Staatsangehörigkeit dazu ftihre, da& er vor 

Strafverfolgung sicher sei, solange er nur die Bundesrepublik Deutschland nicht ver- 

lasse, triifi dies in dieser Allgemeinheit nicht zu. Vielmehr kann ein Deutscher auch 

dann an einen Mitgliedstaat der Europäischen Union ausgeliefert werden, wenn er - 
wie hier - (auch) außerhalb Deutschlands eine Straftat begangen haben soll und sich 

dadurch nach dem Recht des ersuchenden Staates strafbar gemacht hat. 

Daß die Bewilligung der Auslieferung nach g 83b Nr. 1 IRG abgelehnt werden kann, 

wenn - wie irn vorliegenden Fall - gegen den Verfolgten wegen derselben Tat, die 

dem Auslieferungsersuchen zugrundeliegt, im Geltungsbereich dieses Gesetzes ein 

strafrechtliches Verfahren (hier vom Generalbundesanwalt unter dem Aktenzeichen 2 
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BJs 72101-5) gefOhrt wird, steht der Zulässigkeit der Auslieferung ebenfalls nicht ent- 

gegen. Diese Vorschrift betrifft nicht die Zulässigkeit der Auslieferung, über die der 

Senat allein zu entscheiden hat, sondern deren Bewilligung. Zudem hat die Freie und 

Hansestadt Hamburg am 14. Oktober 2004 ausdrOcklich erklärt, daß im Benehmen 

mit dem Bundesministerium der Justiz von der Ablehnungsbefugnis nach g 83b Nr. 1 

IRG & Gebrauch gemacht wird. Eine etwaige spätere Bewilligung der Auslieferung 

wäre nach § 74b IRG nicht anfechtbar. Diese Regelung darf nicht dadurch unterlau- 

fen werden, daß das Oberlandesgericht die nicht in seine Kompetenz fallende Ent- 

scheidung über die Bewilligung der Auslieferung im voraus -wie vom Verfolgten un- 

ter Ziff II. 1 b) des Schriftsatzes seines Beistands vom 31. Oktober 2004 erstrebt - 
auf mögliche Rechtsfehler bei der Ausübung des Ermessens von der Ablehnungsbe- 

fugnis des g 83b IRG durch die Bewilligungsbehörde gleichwohl überprüft. 

Auf die gegen diese Rechtsansicht vorgebrachte Argumentation des Beistands 

Rechtsanwait Rosenthal in seinem Schriftsatz vom 19.November 2004 (auf S. 8) 

kommt es letztlich nicht an. Denn der Senat hat bereits in seinem Beschluß vom 5. 

November 2004 ausgeführt, daß im übrigen auch kein „erkennbarer Ermessensfehl- 

gebrauch" (so S. 7 des genannten Schriftsatzes des Beistands Rechtsanw3ltin Pinar) 

vorläge, wenn die Auslieferung bewilligt würde. Denn es trifit - wie bereits ausgeführt 

- nicht zu. daß der Verfolgte als Deutscher wegen einer Tat, die ausschließlich auf 

deutschem Hoheitsgebiet verübt wurde und die nach deutschem Recht zur Tatzeit 

nicht strafbar war, ausgeliefert werden soll (vgl. S. 4 Abs. I des Schriftsatzes). Viel- 

mehr soll er seine nach spanischem Recht strafbaren Aktivitäten zur Förderung der 

terroristischen Vereinigung auch in Spanien und im Kosovo entfaltet haben. 

Das Rückwirkungsverbot des Art. 103 Abs. 2 GG wird durch die Auslieferung - ent- 

gegen den Ausführungen unter II. 1. im Schriftsatz der Rechtsanwältin Pinar vom 31. 

Oktober 2004 - nicht verletzt. Auslieferungsrecht ist Verfahrensrecht, in dem das im 

materiellen Strafrecht geltende Rückwirkungsverbot grundsätzlich keine Anwendung 
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findet (OLG Stuttgart in NJW 2004, 3437, 3438). Der Verfolgte soll zudem nicht von 

einem deutschen Gericht wegen einer Tat, deren Strafbarkeit vor ihrer Begehung 

nicht gesetzlich bestimmt war, bestraft werden. Vielmehr soll er an einen Mitglied- 

staat der Europäischen Union llberstellt werden, gegen dessen Strafnormen er im 

Ausland zu einem Zeitpunkt verstoßen haben soll, als die Tat dort nach dem Recht 

des ersuchenden Staates strafbar war. Insoweit widerspäche die Auslieferung nicht 

wesentlichen Grundsätzen der deutschen Rechtsordnung, die eine solche Rechtshil- 

fe nach 8 73 IRG unzulässig machte. 

Sonstige Auslieferungshindernisse sind nicht ersichtlich. 

Die verfassungsrechtlichen Bedenken des Verfolgten gegen die Neuregelung des 

Auslieferungsrechts teilt der Senat aus den Gründen seines Beschlusses vom 5. No- 

vember 2004, an denen er nach nochmaliger Überprüfung festhäk, nicht. Zur Ver- 

meidung von Wiederholungen wird auf die dortigen AusfOhrungen verwiesen. Im 

Hinblick auf die mit „Staatsrechtu Oberschriebenen Erwfigungen des Beistands 

Rechtsanwalt Rosenthal in seinem Schriftsatz vom 19. November 2004 (unter IV.) 

weist der Senat erganzend darauf hin, daß es auf den Einwand gegen die Kompe- 

tenzverteilung zwischen Exekutive und Legislative bei der Rechtsfigur des Rahmen- 

beschlusses nicht ankommt. Die Entscheidung über die Zulässigkeit der Auslieferung 

beruht namlich nicht unmittelbar auf den Bestimmungen des Rahrnenbeschlusses, 

sondern auf den Vorschriften des vom Deutschen Bundestag als zuständigem Ge- 

setzgebungsorgan ordnungsgemäß beschlossenen Europäischen Haflbefehlsgeset- 

zes vom 21. Juli 2004 und den übrigen Paragraphen des Gesetzes über die Interna- 

tionale Rechtshilfe in Strafsachen. 

Schudt Rußer 


